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Sozialtherapeutische Anstalten 


Seit 1969 gibt es in der Bundesrepublik Deutschland sozialtherapeu- 
tische Anstalten, die ursprünglich zur Einweisung für Angehörige 
besonders schwer belasteter oder gefährlicher Tätergruppen (Rückfall- 
täter, gefährliche Sexualtäter) bestimmt waren. Aus Kostengründen, 
aber auch aufgrund von Kritik am Behandlungsgedanken, insbesondere 
auch an erzwungener Behandlung, erlangte die geplante Maßregel des 
§ 65 StGB nicht Gesetzeskraft, und es wurden nur wenige sozialthera- 
peutische Anstalten eingerichtet, deren Haftplätze lediglich 1 % des 
bundesdeutschen Strafvollzugs ausmachten. 

Die Verlegung in eine sozialtherapeutische Anstalt erfolgt laut Strafvoll- 
zugsgesetz auf freiwilliger Basis, wenn der Leiter einer sozialtherapeuti- 
schen Anstalt zustimmt und „wenn die besonderen therapeutischen 
Mittel und sozialen Hilfen einer solchen Anstalt zu einer Resozialisie- 
rung angezeigt sind". 

Sozialtherapeutische Anstalten zeichnen sich im Vergleich zu den mei- 
sten übrigen Anstalten durch eine erheblich günstigere personelle und 
räumliche Ausstattung, durch eine sehr viel großzügigere Gewährung 
von Ausgang, Beurlaubungen und internen Freizügigkeiten aus. Es 
wurden alle gängigen Therapiekonzepte erprobt, der Schwerpunkt liegt 
z; Z. auf sozialen Trainingsmodellen. Das Ziel der Behandlung besteht 
u. a. darin zu lernen, Streßsituationen ohne Aggressionen zu bewältigen 
und vorhandene Beziehungs- und Bindungsunfähigkeiten zu über- 
winden. 

Die bisherigen Erfahrungen mit sozialthprapeutischen Anstalten haben 
gezeigt, daß die Mehrkosten für Personal und Ausstattung zumindest 
ausgeglichen werden durch Einsparungen, die sich durch die in der 
Sozialtherapie vorbereiteten vorzeitigen Entlassungen von Langzeit- 
strafgefangenen (in der Regel zum Zweidrittelzeitpunkt) ergeben. Lang- 
zeitstudien haben überdies gezeigt, daß aus der Sozialtherapie entlas- 
sene Gefangene seltener und wenn, dann mit weniger gravierenden 
Straftaten rückfällig werden. Auch die Mißerfolgs quoten bei Urlaub und 
Ausgang liegen in der Sozialtherapie weit unter denen des üblichen Er- 
wachsenenstrafvollzugs (vgl. Dünkel, Frieder: Methodische Probleme 
der Effizienzforschung bei Behandlungsmaßnahmen im StrafvoDzug, 
insbesondere der Sozialtherapie, in: v. Kury, H. (Hrsg.): Methodische 
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Probleme der Behandlungsforschung - insbesondere der Sozialtherapie, 
Köln u. a. 1983, S. 121-147 sowie ders.; Sozialtherapie, in: Kaiser u. a.: 
Kleines Kriminologisches Wörterbuch, Heidelberg 1985, S. 420-427). 

1. Wie viele Gefangene waren im Zeitraum 1990/91 in sozialthera- 
peutischen Anstalten untergebracht (bitte nach Bundesländern auf- 
schlüsseln)? 

Wie viele davon sind Frauen? 

Wie viele davon sind Männer? 

Wie viele Frauen/Männer davon sind nicht deutscher Nationalität? 


Die Plätze der sozialtherapeutischen Anstalten oder Abteilungen 
in den Bundesländern waren, nach den hier vorliegenden Mittei- 
lungen der Ländesjustizverwaltungen, in den Jahren 1990/91 im 
Monatsdurchschnitt wie folgt belegt: 


Land 

1990 

1991 

Baden-Württemberg 

31 

29 

Bayern 

31 

28 

Berlin 

139 

138 

davon Frauen 

8 

8 

Hamburg 

57 

53 

davon Frauen 

3 

3 

Hessen 

121 

111 

Niedersachsen 

19 

18 

Nordrhein-Westfalen 

75 

77 

Rheinland-Pfalz 

45 

31 

Schleswig-Holstein 

33 

34 

davon Frauen 

7 

6 

Bundesgebiet gesamt 

551 

521 


Angaben über die Nationalität der Insassen liegen der Bundes- 
regierung nicht vor. 


2, Wie viele der zum genannten Zeitraum in sozialtherapeutischen 
Anstalten untergebrachten Gefangenen erfuhren sozialtherapeu- 
tische Behandlung seit mehr als 

a) einem Jahr, 

b) zwei Jahren, 

c) fünf Jahren? 


Über die jeweilige Verweildauer der in sozialtherapeutischen 
Anstalten Untergebrachten liegen der Bundesregierung keine 
statistischen Angaben vor. 

Die Erfahrungswerte aus der Praxis haben jedoch gezeigt, daß von 
einem Mindestaufenthalt von einem Jahr auszugehen ist, damit 
die Behandlung einen entsprechenden Erfolg erzielen kann. 
Durchschnittlich ist von einer Verweildauer von 18 bis 30 Mona- 
ten in einer sozialtherapeutischen Anstalt auszugehen. 
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3. Wie viele Strafgefangene, die in einer sozialtherapeutischen Anstalt 
untergebracht waren, sind rückfällig geworden? 

Wie hoch ist der Prozentsatz dieser Rückfälligen im Vergleich mit 
dem üblichen, geschlossenen Erwachsenenvollzug? 


Über die Rückfälligkeit von Straftätern, die in einer sozialthera- 
peutischen Anstalt untergebracht waren, liegen statistische An- 
gaben nicht vor. Aufgrund von Untersuchungen in einzelnen so- 
zialtherapeutischen Anstalten läßt sich jedoch schließen, daß die 
Rückfallquote im Vergleich zu den sonstigen aus der Strafhaft 
Entlassenen um bis zu 20 % geringer ausfällt. Während bei den 
sonstigen Entlassenen eine besonders hohe Rückfallquote in den 
ersten Monaten nach der Entlassung beobachtet werden konnte, 
schob sich der Rückfallzeitpunkt bei den aus einer sozialtherapeu- 
tischen Anstalt Entlassenen um etwa vier bis fünf Jahre hinaus. Es 
wurden sogar Abstände von bis zu zehn Jahren registriert. 


4. Wie viele Haftplätze in sozialtherapeutischen Anstalten gibt es in der 
Bundesrepublik Deutschland? 


Nach den im Bundesministerium der Justiz vorliegenden Meldun- 
gen der Landesjustizverwaltungen über die Belegungsfähigkeit 
der Justizvollzugsanstalten standen am 30. April 1992 insgesamt 
792 Plätze in sozialtherapeutischen Anstalten zur Verfügung. 


5. a) Wie viele Anträge auf Aufnahme in eine sozialtherapeutische 
Anstalt wurden im genannten Zeitraum gestellt? 

b) Wie vielen Anträgen wurde insgesamt nicht entsprochen? 

c) Wie vielen dieser Anträge wurde aufgrund des Fehlens von 
Plätzen in sozialtherapeutischen Anstalten nicht entsprochen? 


Nach § 9 StVollzG kann ein Gefangener mit seiner Zustimmung in 
eine sozialtherapeutische Anstalt verlegt werden, werin die be- 
sonderen therapeutischen Mittel und sozialen Hilfen dieser An- 
stalt zu seiner Resozialisierung angezeigt sind. Es ist daher nicht 
Voraussetzung, daß Gefangene einen entsprechenden Antrag zur 
Verlegung in eine sozialtherapeutische Anstalt stellen, sondern 
sie kann auch seitens der Justizvollzugsanstalt mit deren Zustim- 
mung vorgeschlagen werden. 

Der Bundesregierung ist nicht bekannt, wie viele Anträge auf 
Aufnahme gestellt wurden. Ebenso liegen keine Angaben dar- 
über vor, wie vielen Anträgen nicht entsprochen wurde. 


6. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß das Angebot an 
sozialtherapeutischen Anstalten weiter ausgebaut werden sollte? 

Wenn ja, welche Maßnahmen dazu hat sie ergriffen? 


Die Unterbringung in einer sozialtherapeutischen Anstalt gehört, 
wie die schulische und berufliche Ausbildung und die sonstigen 
speziellen Behandlungsformen zu denjenigen Maßnahmen, die 
dazu dienen, das in § 2 StVollzG vorgeschriebene Vollzugsziel zu 
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erreichen. Dies soll hier mit den besonderen therapeutischen 
Mitteln und sozialen Hilfen dieser Anstaltsart verwirklicht wer- 
den. Ob und inwieweit ein weiterer Bedarf über die derzeitigen 
Plätze in sozialtherapeutischen Anstalten hinaus besteht, kann 
nur unter Berücksichtigung des jeweiligen regionalen Bedarfs 
beurteilt werden, Dabei ist unter anderem zu berücksichtigen, ob 
die Formen des sozialen Trainings in den Justizvollzugsanstalten 
einer Region oder eines Landes insgesamt ausgebaut werden sol- 
len und ob die zu erwartende Belegung ausreicht, eine selbstän- 
dige sozialtherapeutische Anstalt auszulasten. Dies zu beurteilen 
und die Folgerungen für das jeweilige Land zu ziehen, ist Auf- 
gabe der Landesjustizverwaltungen. Die Bundesregierung befür- 
wortet den weiteren Ausbau der Behandlungs-, Trainings- und 
Bildungsmaßnahmen, kann aber nach der verfassungsmäßigen 
Ordnung in die Fortentwicklung selbst nicht eingreifen. 


7. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß gerade auch aus- 
ländische Strafgefangene die Möglichkeit sozialtherapeutischer 
Behandlung erhalten sollten? 

Wenn ja, welche Maßnahmen hat die Bundesregierung ergriffen, um 
diesen Gefangenen Informationen über die Möglichkeiten sozial- 
therapeutischer Behandlung zukommen zu lassen? 


Die besonderen therapeutischen Mittel und sozialen Hilfen der 
Sozialtherapie stellen eine Kombination medizinisch-psychologi- 
scher Verfahren dar, die auf Nachreifung, Umstrukturierung, 
Symptombeseitigung und Verhaltensänderung abzielen in Ver- 
bindung mit Lebensberatung, Erziehung und fürsorgerischer Be- 
treuung. In der Anwendung dieser Methoden unterscheidet das 
Strafvollzugsgesetz nicht zwischen deutschen und ausländischen 
Gefangenen. In der Praxis kann jedoch für ausländische Gefan- 
gene, die die deutsche Sprache nicht ausreichend beherrschen, 
entsprechend den Voraussetzungen für eine erfolgreiche Teil- 
nahme an den angebotenen Behandlungsformen, die Eignung für 
eine sozialtherapeutische Behandlung vermindert sein. 
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